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Deutſcher Reichstag. 
24. Sitzung vom 7. April. 

“ Bräfident Graf Arnim-Boigenburg 
eröffnet die Sitzung um 12 Uhr mit geſchäftlichen 
Mittheilungen. 

Am Tiſche des Bundesraths: Hofmann, Bit⸗ 
ter, v. Faber du Faur, v. Philips born. 
Tagesordnung: 

I. Berathung des Antrags der Abgg. Dr. 
Stephani und Rickert, den Herrn Reichs⸗ 
kanzler aufzufordern, im Wege der Verhandlung mit 
den deutſchen Landes regierungen ſeinen Einfluß da⸗ 
hin zu verwenden, daß Anordnungen einer einzelnen 
Regie ung bezüglich Abänderung deutſcher Rechts- 
ſchreihung nicht eher in Vollzug geſetzt, beziehentlich 
nicht weiter ausgeführt werden, als bis eine ge⸗ 
meinſame Prüfung des Bebürfnifjes ſtattgefunden 
und eine Einigung aller deutſchen Regierungen über 
gleichmäßige Behandlung des Gegenſtandes erreicht 
worden iſt. 

Abg. Dr Stephani! begründet dieſen An⸗ 
trag, deſſen Tendenz dahin geht, im Wege der Ver⸗ 

handlungen von Regierung zu Regierung die Frage 
der deutſchen Rechtſchreibung einheitlich zu regeln. 
Eine politiſche Seite hat dieſer Antrag nicht, wie 
man fälſchlich b. haupt.t hat. Die Frage, um die 
es ſich hier handelt, iſt ſeit den letzten Verhand⸗ 
lungen noch mehr in den Vordergrund getreten und 
man würde es deshalb in Deutſchland nicht ver⸗ 
ſtehen, wenn der Reichstag nicht in dieſelben einge⸗ 
griffen hätte Der Antrag greift in keiner Weiſe 
im ge m der —— — 


weiter ei daß durch das einfeitige Vorg hen der 
Kultus miniſter in den Einzelſtaaten nicht blos die 
Schule, ſondern auch alle diejenigen, welche ſich 
außerhalb der Schule befinden, in Mitleidenſchaft 
gezogen werden. Die Schule ſolle nicht dem Volke 
vorangehen, die Nation ſolle nicht von der Schule 
lernen, ſondern die Schule von der Natlon. Wolle 
man auf diejem Gebi te eine Reform anbahnen, ſo 
könne das nicht auf dem Verwaltungs wege geſche⸗ 
hen. Ebenſowenig wie man eine baieriſche, wür⸗ 
tembergiſche, preußiſch Sprache haben, ebenſowenig 
dürfe man partikulariſtiſche Rechtsſchreibung trei- 
ben. Der Buchhandel würde darunter am meiſten 
leiden Redner bittet um Annahme ſeines Un- 
trages. 
In der Diekuſſton nimmt zunächſt das Wort 
Abg. Irhr. v. Marſchall (Baden); er hält den 
Keichstag nicht für berechtigt, eine Kritik zu üben 
an Verfügungen der einzelnen Regierungen, ja ſo- 
gar die Reichsregierung zu einer Aktion gegen dit- 
ſelben aufzufordern. Dagegen müſſe die konſerva⸗ 
tive Partei ſich entſchieden verwahren. Die Vor⸗ 
“ ausfepungen des Antragſtellers ſeien unzutreffend. 
Redner ſührt dann aus, daß bereits ſeit mehreren 
Jahren, namentlich in Preußen, eine weſentlich mit 
der jetzigen Puttkamer 'ſchen Orthographie überein ⸗ 
fiimmende, auf den Naumtr'ſchen Theorien beruhende 
Orthographie eingeführt worden ſei. Es ſei damit 
keine Neuerung eingeführt worden, die Alles um⸗ 
ſtürzt, was er in feiner Jugend gelernt habe. Ver⸗ 
schiedene Schreibarten hätten in den einzelnen Staa⸗ 
immer beſtand en; Verhandlungen über eine ein⸗ 
tliche Rechtſchreibung würden zu keinem Reſultate 
c führen. Wer die Rechtſchreibung unter einen Hut 
bringen wolle, der könne von vornherein auf eine 
Reform der Orthographie verzichten. Die deutſche 
Rechtſchreibung laſſe ſich nicht zeglementiren. Würde 
das Haus dieſen Antrag annehmen, jo würde Alles 
das zerſtoͤrt werden, was ſeitens der preußiſchen 
und baieriſchen Regierung zur Herbeiführung einer 
einheitlichen Orthographie geſchehen ſei. Die Kon⸗ 
ſervativen würden deshalb gegen den Antrag ſtim⸗ t 
wn, nicht weil ſie Gegner einer einheitlichen 
Rechtſchreibung, ſendern weil je Freunde derjel- 


= g. Günther (Baiern) ſpricht feine Ver⸗ 
wunderung darüber aus, daß gerade ſettens der 
rechten Seite des Hauſes konſtitutionelle Bedenken 
gegen dieſen Antrag zur Geltung gebracht werden. 
Es handelt ſich hier doch um nichts Weiteres, als 
um Herbeiführung einer Vereinigung auf vertrags⸗ 
mäßigem Wege, um den unhaltbaren Zuſtänden auf 
dem Gebiete der Rechtſchreibung ein Ende zu machen. 
Baiern ſei mit voller Lopalität der preußiſchen Re- 
gierung entgegen gekommen; es ſei daher bedauer⸗ 


0 K nd wu Bbeuten En a, A der Aecht⸗ 


Kindern dürfe man nicht anfangen. 


lich, daß ein Gleiches nicht auch von Preußen zu 
konſtatiren ſei. Alles das ändere aber nichts an 
der Thatſache, daß gegenwärtig Zuſtände beſtehen, 
welche namentlich in den Schulen bereits eine un⸗ 
glaubliche Höhe erreicht haben, deren Beſeitigung 
im hohen Grade erwünſcht ſei. Man ſtehe nicht 
mehr auf dem Standpunkt, daß man in eine unbe⸗ 
ſchriebene Tafel hineinſchreiben könnte, ſondern die 
Regierungen hätten in dieſer Frage Spezialbeſtim⸗ 
mungen erlaſſen, die den gegenwärtigen Zuſtand noch 
verſchlimmern. Ueber die Materie ſelbſt will 
Redner nicht ſprechen. Wie die Sache geregelt 
wird, habe für ihn einen untergeordneten Werth; 
aber er verlange, daß dieſer Viertheilung der 
Orthographie in Deutſchland ein Ende gemacht 
werde. 

Abg. Dr Reichenſperger (Crefeld) iſt 
gegen den Antrag, da er die Kompetenz des Reichs- 
tages dafür nicht ermitteln könne. Er habe die 
ganze Reichsverfaſſung durchgeblättert und könne 
allenfalls einen Anhalt in dem Art. 4 Nr. 16 
finden, der vom Auswanderungsweſen handle, da 
fo viele Buchſtaben auswandern ſollen. (Heiterkeit.) 
Das Haus ſei nicht kompetent, und was die Sache 
ſelbſt anlange, ſo beklage er es, daß die preußiſche 
Regierung überhaupt auf dem Verwaltungswege 
in derſelben vorgegangen iſt, aber noch mehr wäre 
es zu beklagen, wenn der vorliegende Antrag da- 
hin führte, daß von Reichswegen in die Sache 
eingegriffen würde. Aus formellen wie aus ma 
teriellen Gründen ertlare er a. SEN gegen den 


wurſt“ fordern (Heiterkeit). 

Abg. Windthorſt: Hr. v. Treitſchke will, 
daß Jeder ſpricht, wie ihm der Schnabel gewachſen 
iſt, und daß Jeder ſchreibt, wie es der Schnabel 
ausſpricht (Heiterkeit). Dennoch iſt er für den 
Antrag. Das kann ich mit meinem Verſtande 
nicht begreifen. Der Antrag iſt wegen ſeiner Un⸗ 
Harheit gar nicht annehmbar. Man weiß gar 
nicht, was er will. Will er reglementiren, oder 
will er es nicht; ſoll von Reichswegen reglementirt 
werden, oder ſoll Alles beim Alten bleiben. In 
der miniftertellen Verfügung it nur vorgeſchrieben, 
wie in der Schule geſchricben werden ſoll und das 
ſcheint mir doch nothwendig. Für die Rechtſchrei⸗ 
bung muß doch eine Regel ſein, es kann dieſelbe 
doch nicht jeder einzelne Lehrer nach ſeiner Phan 
taſte feſtſtellen; das muß generell geſchehen. Was 
die Kompetenzfrage anlangt, ſo handelt es ſich hier 
nicht um die Kompetenz des Deutſchen Volkes, 
ſondern darum, welches feiner Organe die Verech⸗ 
tigung dazu hat, das Nöthige zu beſtimmen. Der 
Reichstag hat dieſe Berechtigung nicht, denn die 
Kompelenzbeſtimmungen des Reichstags enthalten 
nichts von der Rechtſchreibung. 

Staatsſekretär Hofmann: Die Stellung, 
welche der Herr Reſchskanzler zu dieſer Frage ein⸗ 
nimmt, iſt durch den veröffentlichten Erlaß an die 
Reichsbehörden allgemein bekannt geworden. Er 
hat angeordnet, daß bis zu einer reichsgeſetzlichen 
Regelung die Korreſpondenz der Reiche behörden in 
der bisherigen Rechtſchreibung geführt werden ſoll. 


em G e Aus dieſem Erlaß geht hervor, daß, Fürſt Bismarck 


bee e 


ſchrelbung zu regeln. Das Reich müſſe doch ein 
Recht über ſeine Sprache haben. Redner bedauert, 
daß der Kultus miniſter von Puttkamer auf dieſem 
Gebiete ſelbſtſtändig vorgegangen; ihm (Redner) ſei 
wenigſtens ein Anlaß dazu nicht klar geworden. 
Durch den miniſteriellen Erlaß ſei nur eine große 
Verwirrung hervorgerufen. Er werde deshalb ge⸗ 
gen den Antrag ſtimmen, weil er keine Reglementi⸗ 
‚rung wünſche, und zwar von keiner Seite aus. In 
Frankreich dauere es zehn Jahre, ehe man ein Wort 
äudere, er wolle nicht Veranlaſſung zu einer weite⸗ 
ren Ueberſtürzung geben. 

Abg. Dr. Gareis (Geſſen) hält zwar den 
Reichstag für kompetent, in der Sache zu urtheilen, 
iſt aber dennoch gegen den Antrag, weil dieſer Ge⸗ 
genſtand bei uns noch nicht abgeſchloſſen iſt. Hät⸗ 
ten wir eine Akademie, dann würde auch bei uns, 
wie in Frankreich und in Spanien, die Sprache 
gereinigt werden. Er unterſcheide zwiſchen dem 
brennenden Bedürfniß und der Entwickelung der 
Sprache. Letztere dulde nicht die Reglementirung. 
Für den erſten Zweck ſei der Antrag des Abg. 
Stephani ſchädlich, der Weg, den die Partikukar⸗ 
ſtaaten einzuſchlagen haben, berückſichtige das momen⸗ 
tane Bedürfniß der Schulen. 

Abg. D. v. Treitſchke erklärt ſich für den 
Antrag. Er widerſpricht der Behauptung, daß der 
Reichstag in dieſer Sache keine Kompetenz habe. 
Er wolle kein Reichsgeſetz über Rechtſchreibung. 
Allein das wolle auch der Antrag nicht. Er wolle 
nur den erſten Beamten des Reiches auffordern, 
vertragsmäßig dieſe Dinge zu regeln. Es handle 
ſich alſo lediglich um eine Petition, zu einer ſol 
chen werde wohl der Reichstag noch das Recht ha⸗ 
ben. Dem Herrn von Puttkamer wolle er hier an 
dieſet Stelle keine Vorwürfe machen, allein eine 
einheitliche Reform müſſe eintreten. Redner äußert 
ſich über die beſtehenden Unzuträglichkeiten auf dem 
Gebiete der Rechtſchreibung. Seitdem die germa⸗ 
niſche Wiſſenſchaft ſich entwickelt habe, meine jeder 
Sprachlehrer, er müſſe Thaten thun, natürlich „Ta⸗ 
ten“ ohne „h“ (Heiterkeit). Man dürfe aber nicht 


Bei den 
Erwachſene 
Männer könnten ſich leichter verſtändigen, nicht aber 
die Kinder. Auch wolle er in der Rechtſchreibung 
nicht von ſeinem Sohne belehrt werden (Heiterkeit). 
Der Antrag Stephani ſei konſervativ. Die Regit⸗ 
rungen müßten vorangehen, die amtliche Rechtſchrei⸗ 
bung dürfe nicht hinter der Schule zurück bleiben 
Hüte man ſich aber, zu weit zu gehen. Das viele 
Reformiren habe auch in Bezug auf Maaß und 
Gewicht Unklarheit gebracht. Unſer Volk wird nie 
die Liter und Meter recht kennen lernen, der Bauer 


Verſtändniß der Kinder berückſichtigen. 


va oder in Baehung auf feine Zuftändigfeit 5 


einige Nationalliberale.) 


Wahlkreis Hannover. 


treffend die Abwehr und Unterdrückung von Vieh- 


im Großen und Ganzen zuſtimmt. 


Trichinoſe ſei auch eine Viehſeuche und nehme be 
nen im Jahre 1877 ſeien 701 trichinenhaltig ge- 


ben von 102 Perſonen, die in Berlin au der Tri⸗ 


nur ſeine eigene Forſchung, man müſſe auch das 


Herbeiführung einer Verſtändigung unter den Bun⸗ 
desſtaaten die Auffaſſung nicht theilt, welche der 
Vorredner geäußert hat. Ich glaube, man wird 
dem Herrn Reichskanzler das Recht nicht beſtreiten 
können, im Wege einer Vereinigung eine Verſtän⸗ 
digung über die vorliegende Frage zu ermöglichen. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen und nach einem 
Schlußwort des Mitantragſtellers Abg. Rickert 
lehnt das Haus den Antrag mit geringer Majo⸗ 
rität ab. 

(Dagegen die Konſervativen, das Centrum, 


11. Bericht der Wahlprüfungskommiſſion über 
die Wahl des Abg. Baron v. Arnswaldt im 5. 


Die Wahl wird dem Antrage der Kommiſſion 
gemäß für ungültig erklärt. 
Ih. Erſte Berathung des Geſetzentwurfs be⸗ 


g. v. Wedell⸗ Malchow hebt die 
Nothwendigkeit zum Erlaß eines ſolchen Geſetzes 
hervor und beantragt die Ueberweiſung der Vorlage 
an eine Kommiſſien von 28 Mitgliedern. 

2 ®: Behr Behrenhoff macht 
einige Ausſtellungen gegen die Vorlage, der er aber 


Abg. D. Mendel wünſcht die Ad 
des Geſetzes durch Hinzufügung der Trichinen. Die 
ſtändig zu. Unter 2 Millionen geſchlachteten Schwei⸗ 


weſen; im Jahre 1878 waren unter 2½ Millio- 
nen Schweinen ſchon 1222 trichinss und es ſtar⸗ 


chinoſe erkrankt waren, 8. Somit jet die Gefähr⸗ 
lichkeit der Trichinoſe konſtatirt und man müſſe ſie 
als Seuche behandeln. 

Nachdem noch Abg. Frhr. v. O w ebenfalls 
die Vorlage in einigen Punkten bemängelt, wird 
die Vorlage an eine Kommiſſton von 28 Mitglie- 
dern verwieſen 

Nächſte Sitzung: Donnerſtag 12 Uhr. 

Tagesordnung: Ueberſichten und erſte Bera⸗ 
thung des Wuchergeſetzes. 

Schluß 4% Uhr. 


Dentſchland. 
* Berlin, 7. April. 


werde auch in fernſter Zeit fein „Kilometer Leber⸗ 


den Abſatz auf den Südſee-Inſeln vorzugsw 


in Bundes rathskreiſen ſelbſt Zweifel gehegt, 


Im Namen des Kai- 
ſers hat der Reichskanzler dem Bundes rath den 


zu Berlin errichteten Aktiengeſellſchaft behufs 
füllung eines jährlichen Reinertrags von 4½ 
des in dem Unternehmen angelegten Grundkapt 
bis zum Höchſtbetrage von 10 Millionen Marl 
Garantie des Reichs mit der Maßgabe zuzuſich 
daß der aus Reichsmitteln zu gewährende Zuſchuß 
zur Dividende 3 pCt. des eingezahlten Grundkapi⸗ 
tals nicht überſteigen darf. Die Garantie darf mit 
dem Jahre 1880 beginnen und bis zum Jahre 
1899 einſchließlich ſich erſtrecken. Sie erliſcht auch 
während dieſer Zeit, ſobald fie, fünf Jahre hinter⸗ 
einander nicht in Anſpruch genommen wird.“ Bri⸗ 
gegeben iſt dem Entwurf eine ausführliche Begrün⸗ 
dung, in welcher in Betreff der vom Reiche zu 
übernehmenden Garantie geſagt wird, daß ſie als 
eine außer Verhältniß zu der dadurch zu erreichen 
den Förderung allgemeiner Handelsintereſſen ſtehende 
nicht zu erachten ſei. Die Verpflichtung zu dem 
nur eventuell zu leiſtenden Zuſchuſſe ſei auf einen 
relativ nicht zu langen Zeitraum beſchränkt und 
könne bei günſtiger Entwickelung des Geſchäfts noch 
vor Ablauf der zwanzigjährigen Friſt in Wegfall 
kommen. Der etwaige Zuſchuß werde nicht 
& fonds perdu gegeben, ſondern zurückgewährt, ſo⸗ 
bald die Dividende über eine mäßige Verzinſung 
des Grundkapitals hinausgehe. Eine ſolche Unter⸗ 
ſtützung ſtehe auch kaum auf einer anderen Linie 
als die Aufwendungen, welche Deutſchland ſchon 
ſeit einer Reihe von Jahren durch Entſendung und 
Stationirung von Kriegsſchiffen zu Gunſten feines 
Südſechandels gemacht habe. Der nationale Cha⸗ 
rakter der Geſellſchaft bürge dafür, daß dieſelbe für 
eiſe 
cutſche Manufakturen in den Verkehr bringen werde 
Die dem Reichskanzler in dem Nachtrag zu dem 
Geſellſchafts-Statut eingeräumten, ſehr weitgehenden 
Aufſichtsrechte würden, wenn nöthig, dazu beitragen, 
daß die Geſellſchaft ſtets ihre nationale Aufgabe im 
Auge behalte. Außer der Begründung iſt dem Ent⸗ 
wurf eine Denkſchrift betreffend die wichtigſten Vor⸗ 
gänge im Südſee⸗Archipel während des Jahres 
1879 u. ſ. w. beigegeben. 

Die „N. A. Z.“ von geſtern Abend hat be⸗ 
kanntlich gemeldet, daß der Reichskanzler bei Sr. 
Majeſtät dem Kaiſer die Entlaſſung amtlich einge⸗ 
reicht habe, mit der Motivirung, daß er den am 
Sonnabend gegen Preußen, Baiern und Sachſen 
gefaßten Maſoritätsbeſchluß des Bundes raths weder 
vertreten noch in ſeiner Stellung als Reichskanzler 
von dem Beneſizium, welches Artikel 9 der Reichs- 
verfaſſung der Minorität gewährt, Gebrauch machen 
könne. Bei Mittheilung dieſer Notiz bemerkt die 
„Nat.⸗Ztg.“ heute, das Entlaſſungsgeſuch jet bereits 
vor drei Tagen eingereicht und mit Bezugnahme 
auf den erſchütterten Gejundheitszuftand des Kanz⸗ 
lers geſtern erneuert worden. Dies dürfte eine ir⸗ 
rige Auffaſſung ſein. Das Entlaſſungsgeſuch iſt 
erſt am Dienſtag eingereicht worden und lediglich 
durch die ven der „N A. Z.“ angeführten Mo 
tive begründet. Wie es ſcheint, werden übrigens 
ob der 
Beſchluß des Bundes raths vom Sonnabend, we 
dadurch zu Stande kam, daß 16 Stimmen der 
neren Staaten ſich durch Subſtitution in den 
den zweier Mitglieder des Bundesraths . en 
als ein formell unanfechtbarer und unwiderruft 
anzuſehen iſt. Wenn man nac der Gejchäfte 
nung des Bundesraths die Uebertragung der Stin 
von einem Mitgliede auf das andere als zuld, 
anſehen will, ſo wird man dies doch nur können 
im Sinne augenblicklicher Erleichterung der Ge⸗ 
ſchäfte. Aber man wird ſchwerlich behaupten wol⸗ 
len, daß es im Siane der Inſtitution des Bundts⸗ 
raths liege, wenn während einer ganzen Legislatur⸗ 
periode einzelne Bundeeſtaaten ihre Stimmen im 
Bundesrath fo gut wie niemals führen, ſondern im 
Wege der Subſtitution ſich vertreten laſſen. Es 


bort damit die Verantwortlichkeit der Bundesregie- 


rungen, die ſo verfahren, ſowohl gegen ihr eigenes 
Land wie gegen das Reich auf, zu deſſen Ge⸗ 
deihen mitzuwirken ſie verfaſſ ri die Pflicht 
haben. 

Berlin, 7. April. Daß von einer Annahme 
des Entlaſſungsgeſuches des Fürſten Bismarck durch 
den Kaiſer nicht die Rede ſein kann, haben wir be⸗ 


Entwurf eines Geſetzes betreffend die Unterſtützung reits erwähnt. Wie man weiß, hatte, als im April 
der „Deutſchen See- Handelsgeſellſchaft zur Be- 1876 der Kanzler den Kaiſer um ſeine Dennſſſon 
ſchlußnahme vorgelegt. Derſelbe lautet: „Der erſuchte, der Kaiſer Wilhelm mit ſeinem beiv in 
Reichskanzler wird ermächtigt, der auf Grund des Bleiſtift, mit dem er Marginal-Bemerkung 
Geſellſchafts⸗Vertrages vom 21. Januar d. J. un- ihm vorgelegten Aktenſtücken hinzuzufügen 
ter der Firma „Deutſche See-Handelsgeſellſchaft“ mit ſehr großen Buchſtaben quer über daa 


der Kaiſer die Worte geſchrieben: 


laſſungsgeſuch „Niemals“ geſchrieben. Auf das 
Entlaſſungsgeſuch, das durch die Abſtimmung des 
Bundesrathes in der gleichgültigen Quittungsſteuer⸗ 
frage motivirt war, hat, wie man ſich erzählt, — 
„Es bleibt bei 
Meinem: „Niemals“!“ Fürſt Bismarck hat dar⸗ 
aufhin noch einmal ein Entlaſſungsgeſuch an den 
Kaiſer gerichtet und in dieſem ſich auf ein Gutachten 
feiner Aerzte geſtützt, in welchem erklärt wird, daß 
Aufregungen ſeiner Geſundheit ſchädlich wären und 
feinem Leben gefährlich werden könnten. Er hat in 
feinen zweiten Entlaſſungsgeſuch von feinen zerrüt⸗ 
teten Nerven und ſeinem krankhaften Geſammtzu⸗ 
fand geſprochen. Auf dieſes Geſuch hat der Kat- 
fer den Kanzler bitten laſſen, ihn heute Vormittag 
zu einer Unterredung in ſeinem Palais zu beſuchen. 
Es wird nicht daran gezweifelt werden können, daß 
der Kaiſer den Kanzler bei dieſer Unterredung, die 
in der Mittagsſtunde ſtattgefunden hat, beſtimmt 
haben dürfte, beide Entlaſſungsgeſuche zurückzuneh⸗ 
men. In den dem Reichskanzler naheſtehenden 
Kreiſen wird das Entlaſſungsgeſuch nicht nur als 
dae Produkt einer politiſchen Verſtimmung, ſondern 
auch als dasjenige einer Nerven⸗Verſtimmung, die 
fi in der letzten Zeit bei dem Reichskanzler gel- 
tend gemacht hat, angeſehen. Sein Zuſtand an 
feinem Geburtstage, ſeine Geſundheits⸗Verhältniſſe, 
die ihn verhinderten, über die Oſterfeiertage nach 
Friedrichsruh zu gehen, — all' Das hat ſich nicht 
gebeſſert, ſondern die nervöſe Verſtimmung hat ſich 
im Gegentheil erhöht und man iſt geneigt, in dem 
wichtigen Schritte jenes Demiſſtonsgeſuches, — 
wichtig auch ſelbſt wenn daſſelbe abgelehnt wird, 
ein Produkt jener Nerven-Ueberreizung zu erkennen, 
unter der der Kanzler zu leiden hat, und welche 
ſeine Aerzte mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden 
Mitteln vergebens bekämpfen. Zugleich verknüpft 
ſich aber, wie wir dies ſchon erörtert haben, mit 
dem Entlaſſungsgeſuch, das an ſich aus dieſer ge⸗ 
zeigten und überreizten Stimmung hervorgegangen 
iſt, der Zweck, bei dieſem Anlaß eine Verfaſſungs⸗ 
Aenderung gegen die Macht der Kleinſtaaten in 
dem Bundesrathe und zu Gunſten Preußens durch- 
aufepen. 

— Der Antrag auf Steuerfreiheit der Bof- 
Qutttungen ging von Würtemberg aus. Finanz⸗ 
miniſter Bitter ſowohl wie Präſident Hofmann 
ſprachen gegen den Antrag. Da erhob ſich ein 
Oberpoſtrath — Herr Staatsſekretär Stephan hatte 
zwei Kom mifſarien entſandt — um Namens der 
Reichspoſt für die Steuerfreiheit der Quittungen 
über Boftanweifungen einzutreten. Die Organe 
der Reichsregierung kämpften alſo gegeneinander. 
Das ſoll den Fürſten Bismarck beſonders aufgeregt 
und auf ſeinen Entſchluß ſehr eingewirkt haben. 

— Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ 
ſchreibt: 

Wer Gewicht darauf legt, dem Bundesrath das 
Anſehen gewahrt zu ſehen, welches die Verfaſſung 
ihm beilegt, wird den Wunſch mit uns theilen, daß 
derſelbe ſich auf einem Höheren Niveau der politiſchen 
Bedeutung erhalte, als dasjenige einer Geſandten⸗ 
konferenz nach dem Muſter des alten Bundestages 
ſein kann. Eine ſolche Geſandtenkonferenz würde 
auf die Dauer dem aus allgemeinen Wahlen her⸗ 
vorgegangenen Reichstag gegenüber nicht das Gleich- 
gewicht haben, welches den Grundgedanken der Ver⸗ 
faſſung vorſchwebte. Wir glauben, daß auch im 
Parlamente die ſtaatsmänniſchen Elemente die An- 
ſicht theilen werden, daß unſere Reichs inſtitutionen 
nur dann einer geſunden Entwickelung entgegengehen, 
wenn dem Bundesrath, in welchem die Geſammt⸗ 
ſouveränität der Reglerungen ſich vertreten findet, 
das ihm zugedachte volle Gewicht erhalten wird. 
Das letztere vermindert ſich nach unſerem Eindrucke 
dadurch, daß bei der langen Dauer der Bundes⸗ 
rathsſeſſionen die leitenden Miniſter und vielfach auch 
die am Orte anweſenden preußtſchen nicht regelmäßig 
an den Sitzungen theilnehmen können und daß viele der 
Heineren Staaten aus finanziellen Rückſichten es vor⸗ 
ziehen, ſich überhaupt nicht ſelbſtſtändig vertreten zu 
laſſen, jo daß die Subſtitutlon, welche ſelbſt im 
alten Bundestage zu den ſeltenen Ausnahmen ge⸗ 
hörte, in dem ſehr viel bedeutſameren Bundesrath 
für die Mehrzahl der Regierungen die Regel bildet. 
Die Frequenzliſten der Bundesraths⸗Sitzungen wei⸗ 
fen nach, daß in der Regel von den 25 verbün⸗ 
deten Staaten nur 10 bie 11, in ſeltenen Fällen 
bis zu 14, die Sitzungen durch eigene Bevollmäch⸗ 
tigte beſchickt haben. In den 29 Sitzungen der 
laufenden Seſſion find Lippe, Reuß jüngere Linie, 
Reuß ältere Linie, Anhalt, Sachſen⸗Koburg⸗Gotha 
überhaupt 
Schwarzburg - Sondershaufen Gmal, Schwarzburg⸗ 
Rudolfiadt Amal, Sachſen-Altenburg Imal bei der 


Eröffnung, Sachſen - Meiningen mal, Oldenburg 


10mal, Sachſen-Weimar 10 mal durch eigene Be⸗ 
vollmächtigte vertreten geweſen, alfe entweder in 
allen Sitzungen oder doch in der großen Mehrzahl 
derſelben nur im Wege der Subſtitution. Das 
von der Verfaſſung geſuchte Gleichgewicht im Stim⸗ 
menverhältniß wird durch dieſe Gewohnheit einiger- 
maßen alterirt. Wenn auch nicht zu erwarten if, 
daß die leitenden Miniſter für die ganze Dauer der 
Seſſtonen von ihrer Heimath abweſend ſein können, 
fo jellte man doch meinen, daß die Mitwirkung im 
Bun cerath für jede der verbündeten Regierungen 
wichtig genug wäre, um durch irgend eine eigene 
Vertretung weuigſtens an den bedeutſameren 
Siyungen theilzunehmen. 

Wir glauben, daß ces die Aufgabe des Präfi- 
diums fein wird, der Schädigung, welche die Ent- 
wickelung unſeres Verfaſſungslebens durch Vermin⸗ 
derung der Theilnahme an den Arbeiten des Bun- 
desraths erleiden kann, durch Anträge auf eine Re⸗ 
form der Geſchäftsordnung entgegenzuwirken. Die 
Arbeiten des Bundes rathes find nicht alle von glei- 
cher Wichtigkeit und für die geringeren bedarf s 


niemals, Schaumburg Lippe Imal, 


nicht der Anweſenheit der leitenden Miniſter. Es 
dürfte deshalb angezeigt ſeien, eine Sonderung der 
Arbeiten vorzunehmen, vermöge welcher die wichti⸗ 
geren derſelben ſich auf einen Zeitabſchnitt zu kon⸗ 
zentriren hätten, der ſo kurz zu bemeſſeu ſein würde, 
daß er den leitenden Miniſtern die Theilnahme ohne 
Schädigung ihrer verantwortlichen Geſchäfte in der 
engeren Sphäre geſtattete. Die Durchführung 
einer ſolchen Scheidung und ihre Anwendung na⸗ 
mentlich auf alle legislativen Maßregeln erſcheint 
uns nicht übermäßig ſchwierig. Nur gehört 
dazu allerdings eine gewiſſe Selbſtbeſchränkung 
in den legislativen Arbeiten der einzelnen Re⸗ 
gierungen, ſo daß Anträge 
oder wichtigere allgemeine Verordnungen nur in 
einem gewiſſen Zeitraume zuläſſig wären und dieje⸗ 
nigen, welche bis zum Abſchluß desſelben nicht ein⸗ 
geliefert werden können, ausnahmslos auf das nächſte 
Jahr zu verweiſen ſein würden. Wir glauben 
nicht, daß unſere Geſetzgebung durch eine Minde⸗ 
rung der Haſt, mit welcher ſie nicht ſelten betrieben 
worden iſt, weſentlich verlieren würde. 
Ausland. 

Petersburg, 3. April. Mit der Kalſerin 
ſteht es hoffnungslos. Sie ſiecht langſam dahin, 
die Kräfte werden nur künſtlich erhalten. 

Hier herrſcht große Freude über die Nieder⸗ 
lage der Tories. Ernſtere Blätter warnen zwar 
vor allzugroßen Erwartungen, aber der großere 
Theil der Preſſe und auch des Publikums iſt der 
Anſicht, daß mit dem Sturze Beacons fields jede 
Rivalität Rußlands und Englands am Bosporus, 
Schwarzen Meer und Hämus aufhören müſſe. 


Provinzielles. 

Stettin, 8. April. Von dem Vorſtand des 
„Pommerſchen Gaſtwirth⸗Vereins“ iſt in dieſen Ta⸗ 
gen an ſämmtliche Kollegen folgendes Schreiben 
gerichtet worden, um dieſelben zum Beitritt in den 
Verein und dadurch zur Wahrnehmung ihrer In⸗ 
tereſſen zu veranlaſſen: 

Die letzten Sitzungen des preußiſchen Abge⸗ 
ordnetenhauſes über die projeftite Schankſtättenſteuer 
haben den 130,000 preußiſchen Gaſtwirthen deut⸗ 
lich bewieſen, wie die heutigen Verhältniſſe die In⸗ 
tereſſenten des Gaſtwirthsſtandes veranlaſſen muß, 
ſich zum berechtigten Schutz ihrer Gewerbeintereſſen 
an einander zu ſchließen, um bei Bedrohung der 
Exiſtenz oder Schädigung des Gewerbes den Be⸗ 
ſchwerden an kompetenter Stelle Ausdruck zu ver⸗ 
ſchaffen. 

Der Gaſtwirthsſtand, ein Hauptfaktor des heu⸗ 
tigen wirthſchaftlichen Lebens, unterſchätzt ſeine eigene 
Bedeutung, darum fehlte es dem Gewerbe bis vor 
wenigen Jahren an einer Geſammtoertretung, ob⸗ 
gleich im lokalen Intereſſe einzelne Vereine krä tig 
blühten. Seit circa 6 Jahren beſteht ein „Deut⸗ 
ſcher Gaſtwirth⸗Verband“ und arbeitet für die Ge⸗ 
ſammtintereſſen des Gaſtwirthsſtandes. Welcher 
Anſtrengungen es bedurfte, um die den Gaſtwirthen 
zigedachte Steuer von 16 Millionen Mark abzu⸗ 


wenden, vermögen nur wenige Kollegen einzuſehen. ſigen ſtädtiſchen Krankenhauſe untergebracht, 1 


Die Organifation des Verbandes vermochte es, in- 
nerhalb 14 Tagen eine mit tauſenden von Unter⸗ 
ſchriften bedeckte Petition auf den Tiſch des Ab e⸗ 
ordnetenhauſes niederzulegen. Es galt, hervorra⸗ 
gende Abgeordnete für dieſe Angelegenheit zu in⸗ 
tereſſtiren, Gemeinde - Vorftände mußten gewonnen 
werden, um den Erfolg, die Ablehnung der Steuer⸗ 
Vorlage, zu erreichen. Für dieſes Jahr haben wir 
16 Millionen Mark in den Taſchen behalten, un⸗ 
ſere Pflicht iſt es nun, darnach zu ſtreben, daß 
dieſe Summe eine dauernde Erſparniß bleibe. 

Jedes Kollegen Pflicht iſt es, helfend einzu⸗ 
treten, den Verband weiter auszubauen und zu ver⸗ 
groͤßern, wenn wir den Anforderungen des kommen ⸗ 
den Jahres gewachſen ſein wollen. Wie aus den 
neueſten, dem Reichstage zugegangenen Geſetzesvor⸗ 
lagen hervorgeht, ſoll eine allgemeine Licenzgebühr 
auf Bier., Wein., Liqueur-Vertrieb und Schank ge- 
legt werden, welche annähernd neben der Gewerbe⸗ 
ſteuer den vierfachen Betrag der Gewerbeſteuer be⸗ 
tragen dürfte (wenn unter 17 Liter verkauft wird). 

Möge die hier herrſchende Zugeknöpftheit und 
Vornehmheit ſchwinden, wenn es gilt, gemeinſame 
Standesintereſſen zu vertreten. Reichen Sie uns 
die Hand zu gemeinſamem Streben, wir bringen 
Ihnen Liebe, Achtung und treue Kame adſchaft ent- 
gegen! Schlleßen Sie ſich uns an zur gemein⸗ 
ſchaftlichen Arbeit und der Erfolg wird nicht feh⸗ 
len. Wir betrachten es als Aufgabe unjeres Ber- 
eins: 1. Wahrung der gewerblichen Intereſſen des 
Gaſtwirthoſtandes; 2. Eröffnung gemeinſamer Be⸗ 
zuge quellen für Bevürfniſſe des Gaſtwirthsſtandes; 
3. Beſchaffung guter Dienſtboten durch die Ver⸗ 
eins - Dienfthoten - Kontrolle; 4. Information der 
Mitglieder durch Vorträge, ) über ergehende be- 
hördliche Beſtimmungen, b) über neue Erfindungen, 
welche ſich auf das Gaſtwirths gewerbe beziehen; 
5. die Angehörigen der Mitglieder zu unterftüßen, 
a) in Krankheitsfällen durch laufende Unterſtützungen, 
b) bei Todesfällen durch Sterbegelder. 

Die Wahrung der Intereſſen des Gaſtwirths⸗ 
Randes geſchieht vom hieſigen, kaum ein Dritttheil 
der Stettiner Wirthe umfaſſenden Verein. Die 
täglich ſich mehrenden Anforderungen machen es 
wünſchenswerth, die Herren Kollegen zur Mitglied⸗ 
ſchaft heranzuziehen. - 

— Das Bellevue-Theater ſoll am 
1. Mai befitmmt eröffnet werden und zwar mit 
einem phantaſtiſchen Volksmärchen mit Geſang und 
Ballet, welches in Berlin und Hamburg eine fen- 
ſationelle Aufnahme gefunden; der Titel muß vor⸗ 
läufig noch Geheimniß bleiben. Die Direktion, 
welche in dieſer Saiſon ſich in den Händen des 
Herru C. A. Raida beſindet (Kapellmeiſter am 
Victortatheater in Berlin und Komponiſt ebendaſelbſt) 
bat die großen Opfer, die mit der Erwerbung und 


auf neue Geſetze 


Inſcenirung obigen Stückes verknüpft find, nicht 
geſcheut. Vom 15. d. M. ab wird rüſtig im Bel- 
levuetheater an den Vorbereitungen gearbeitet; Ma⸗ 
ler, Maſchinenmeiſter und Garderobier haben alle 
Hände voll zu thun. Herr C. A. Raida wird 
ausſchließlich das Feld der Operette (auch Spiel- 
oper), des Ausſtattungsſtückes mit Ballet und der 
Poſſe (woch letzteres nur in zweiter Linie) kultiviren. 
Es werden zu dieſem Behufe auf der Bühne be⸗ 
züglich der techniſchen Hülfsmittel mehrere Verbeſſe⸗ 
rungen vorgenommen werden nach Maßgabe des 
Berliner Victoriatheaters. Ueber die Novitäten ⸗ und 
Gaſtſpielabſchlüſſe werden wir demnächſt berichten 
und gleichzeitig das Verzeichniß des neuengag ' rten 
Perſonals bringen. Den muſikaliſchen Theil über⸗ 
nimmt die von Herrn Raida engagirte Stadttheater⸗ 
Kapelle unter ſeiner eigenen Leitung; die Garten⸗ 
Konzerte wird unſer geſchätzte Konzertmeiſter Herr 
Knoop dirigiren und für die materiellen Ge⸗ 
nüſſe ſorgt Herr Gutke als Pächter der Re- 
ſtauration. : 

— Die Violinvirtuofin Frl. Fernande 
Tedesca und der Hofpianiſt Herr Leonhard 
Emil Bach haben das erſte Konzert ihrer 
Tournee mit brillantem Erfolge in Stargard ge⸗ 
geben — und ſind in liebenswürdigſter Weiſe ein⸗ 
geladenf worden, daſelbſt ein zweites Konzert zu ge⸗ 
ben. Der rühmlichſt bekannte Pianoforte-Fabrikant 
Herr Ren: in Stettin ſtellte den Künſtlern einen 
vorzüglichen Flügel zur Dispofition, welcher unter 
den Händen des Herrn Bach die Feuerprobe glän- 
zend beſtand. 

— Im Beſiß eines Bureau⸗Beamten Kr. der 
hieſigen königlichen Regierung befindet ſich ein in 
feiner Art ſeltenes und intereſſantes Alterthumsſtück. 
Es iſt dies eine von dem Reformator D.. Martin 
Luther herſtammende Hoſtienſchachtel, welche derſelbe 
in feinen jüngeren Jahren auf den Viſitationsreiſen 
mit ſich führte, um daraus, wo es erforderlich, das 
heilige Abendmahl zu ſpenden. Die Doſe beſteht 
aue Eiſenblech und iſt mit einer dünnen Meſſing⸗ 
hülle umgeben, auf welcher außer zahlreichen Ara⸗ 
besken in 4 Medaillons die Bildniſſe der Apoſtel 
Mathäus, Markus, Lukas und Johannes in erha⸗ 
bener Preſſung dargeſtellt ſind. Auf dem Deckel, 
der ganz aus Meſſing beſteht, iſt gleichfalls in 
Preſſung die Anbetung Chriſti ausgeführt mit der 
Ueberſchrift: Deus Propitius Estomihi Peccatoti. 
Der ganz aus Eiſen beſtehende Boden zeigt die ein⸗ 
gravirten, vom Roſt ſchon etwas angegriffenen 


Buchſtaben D. M. I., und darunter die Zahl 1516. 


Die Vorfahren des Herrn Kr. haben die Doje fei- 
ner Zeit als Andenken erhalten und hat ſich die⸗ 
ſelbe ſeitdem als Erbſtück in der Familie erhalten. 
Herr Kr. iſt gern erbötig, die Reliquie den ſich da⸗ 
für Intereſſtrenden zur Anſicht vorzulegen. 

In der geſtrigen Sitzung der Stadtver⸗ 
ordneten-Verſammlung unſerer Nachbarſtadt Gra⸗ 
bow machte der Magiſtrat von dem Schreiben der 
hieſigen Armen⸗Direktion Mittheilung, wonach in 
Zukunft für die Kranken 3. Klaſſe, welche im hie⸗ 


Mark pro Tag und Kopf gegen 1,00 Mark im 
Vorjahre zu entrichten ſeien. Da auch Grabow 
feine ärmeren Kranken in dem Stettiner ſtädtiſchen 
Krankenhauſe unterbringt, werden der Stadt durch 
die Erhöhung der Verpflegungsgelder jährlich circa 
700 Mark Mehrkoſten erwachſen. Um dieſe Summe 
zu decken, beantragt der Magiftrat die Tanzſteuer 
von 1,50 Mark auf 5,00 Mark pro Abend zu 
erhöhen. Es iſt bereits mal ein derartiger An- 
trag auf Erhöhung der Tanzſteuer vom Grabower 
Magiſtrat eingebracht und eben jo oft von der Ver⸗ 
ſammlung abgelehnt worden, man muß ſich daher 
einigermaßen über die Beharrlichkeit wundern, mit 
welcher der Magiftrat immer wieder mit dem An⸗ 
trage hervortritt. Auch geſtern wurde der Antrag 
abgelehnt reſp. bis auf ſpätere Zeiten vertagt, wäh⸗ 
rend beſchloſſen wurde, die ſtädtiſchen Kranken troß 
der Erhöhung des Verpflegungsgeldes auch ferner⸗ 
hin im Stettiner ſtädtiſchen Krankenhauſe unterzu⸗ 
bringen. — (Um den vlelfach an uns gerichteten 
Wünſchen nachzukommen, werden wir in Zukunft 
auch über die Sitzungen der Stadtverordueten⸗Ver⸗ 
ſammlung von Grabow regelmäßige Berichte brin⸗ 
gen. Aum. d. Red.) 

Wolgaſt, 6. April. Nach einem geſtern ein- 
getroffenen Telegramm des Delegirten der hleſig n 
korporirten Kaufmannſchaft zur Eiſenbahn⸗Konferenz 
in Berlin, des Herrn Senators Raſſow, if daſelbſt 
beſchloſſen worden, die im Jahre 1878 aufgehobe⸗ 
nen Eiſenbahnzüge Nr. 53 und 54 auf der Strecke 
Züſſow⸗Wolgaſt (Abgang von hier ungefähr 9 Uhr, 
Ankunft gegen 11 Uhr M.), vom 15. Mat er., 
wieder einzuſtellen. Mit der Wiederein richtung die⸗ 
fer Züge wird der uubequ men, mangelhaften Ver⸗ 
bindung zwiſchen Wolgaſt und Greifswald endlich 
abgeholfen, und daher dieſer Beſchluß der Eiſen⸗ 
bahn⸗Konferenz auch gewiß allſeitig mit großer 
Freude begrüßt: 

Vermiſchtes. 

— Auf der Berliner Bock-Brauerel fand am 
Montag ein akademiſches Fe ſtatt. Die Direktion 
beging in feierlicher Weiſe den Ausſchank der 
1000ſten Tonne und hatte hierzu ſammtliche Stu⸗ 
dirende der hieſigen Hochſchule, ſämmtliche Korps 
und Verbindungen nebſt alten Herren eingeladen. 
Punkt 7 Uhr wurde der Anſtich der 1000ſten 
Tonne vorgenommen und der Kneipabend mit einem 
Toaſt auf den Schutz- und Schirmherrn der Stu- 
dentenſchaft, den deutſchen Kaiſer eröffnet. Ez 
folgte fodann ein urkräftiger Schoppen ea amandri 
in Geſtalt eines Ganzen, den die Gäſte auf die 
Bockbrauerei, fprziel auf den Repräſentanten der⸗ 
ſelben, Herrn Direktor Haenel, rieben. Gegen 8 
Uhr traf ein Schreiben des Fürſten Bismarck ein, 
in welchem derſelde ſich für die freundliche Uleber⸗ 
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ſendung des zu ſeinem Geburtstage überreichten 
Bockbiers bedankt. Daſſelbe, vom Staatsanwalt 
S. verleſen, lautet folgendermaßen: „An die Di- 
rektion der Berliner Bockbrauerei, zu Händen des 
Direktor Haenel. Ew. Wohlgeboren ſage ich für 
die freundliche Aufmerkſamkeit, die Sie mir zu mei⸗ 
nem Geburtstage durch Ueberſendung eines Füß⸗ 
chens von Ihrem Biere erwieſen haben, meinen 
verbindlichſten Dank. von Bismarck.“ Ein drei⸗ 
faches Hoch folgte dieſer Kundgebung und erregte 
es große Freude, daß in den Augen des Fürſten 
das Bier wieder Gnade gefunden habe. 

— Der Wahnſinn iſt bekanntlich oft eine 
Wirkung der ſeltſamſten Urſachen, ſo mußte vor 
einigen Tagen ein alter, wohlhabender Herr, Eigen 
thümer und Grundbeſitzer in Berlin, nach einer 
Heilanſtalt für Geiſteskranke gebracht werden, weil 
er ſich mit der Einführung der Kanalisation auf 
ſeinem Grundſtück nicht befreunden konnte. Stamm⸗ 
gaſt einer beſuchten Reſtauration, fiel es ſeinen alten 
Bekannten auf, daß der Genannte mit dem Zagr, 
wo man das Pflaſter vor ſeinem Hauſe ausriß und 
im Hausflur wühlte und klopfte, immer ſtiller wurde. 
Ee war dies, fo erzählt das „Tabl.“, um fo auf- 
fälliger, als er ſonſt die Schäden und Nachthelle 
der Kanaliſation bis zum Ueberdruß allabendlich 
mit großer Beredſamkeit hervorhob und Umkehr 
predigte. Das Schweigen wurde jetzt hoͤchſtens un⸗ 
terbrochen von abgeriſſenen Worten wie: „Tonnen“, 
„Verſchlemmung“, „Geruch“, „Geldkoſten“ sc., bis 
eines Abends die lang verhaltene Wuth über die 
nach ſeiner Mein ung „große Unüberlegtheit“ in 
hellen Flammen zum Ausbruch kam und die oben 
angegebene Maßnahme zur Folge hatte. 

— Frau Ceſima.) Die italieniſchen Blätter 
ſind ſehr erbittert über eine vorlaute Antwort, die 
Frau Coſima, die Gattin Richard Wagner's, einer 
römiſchen Deputation ertheilt hat, und bei aller 
Rückſicht, die man einer Dame ſchuldig if, regnet 
es bittere und ſarkaſtiſche Bemerkungen. Eine De⸗ 
putation begab ſich von Rom nach Neapel, um 
den daſelbſt weilenden Meiſter zu bitten, feinen 
„Lohengrin“, der demnächſt zum erſten Male in 
Rom zur Aufführung gelangt, zu dirigiren. Der 
Meiſter ließ ſich krank melden und Frau Coſima 
fertigte die Deputation mit den Worten ab, „daß 
die Oper „Lohengrin“ ſchon 1849 komponirt wor⸗ 
den ſei und daß ſeit 30 Jahren die Römer hin⸗ 
längliche Zeit gehabt hätten, die Oper aufzuführen. 
Jetzt ſei es zu ſpät und Herr Wagner müſſe da⸗ 
ber die Einladung dankend ablehnen.“ Die un- 
höfliche Antwort hat, wie ſchon erwähnt, große 
Mißſtimmung hervorgerufen. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Wien, 7. April. Die „Preſſe“ will wiffen, 
daß die betheiligten Regierungen ſich über die Frage 
betreffend die Verlängerung des öſterreichiſch⸗deut⸗ 
ſchen Handels vertrages bis zum Ende des Monats 
Juni 1881 bereits verſtändigt Hätten, und daß ſchon 
in nächſter Zeit die Einbringung der betreffenden 


ARegierungsvorlage in dem Parlamente zu erwar⸗ 


ten ſei. — Eine Beſtätigung der Nachricht liegt 
nicht vor. 

Wien, 7. April. In der Sitzung des Ab⸗ 
geordnetenhauſes wurde von der Regierung eine Vor⸗ 
lage betreffend die Bewilligung eines Nachtragskre⸗ 
dits von 10,000 Gulden für die Beth -iligung 
Oeſterreichs an der Weltausſtellung in Melbourne 


eingebracht. Das Haus ſetzte darauf die Berathung 
des Budgets fort. 
Peſt 7. April. Der heute im Unterhauſe 


eingebrachte Geſetzentwurf über die für die Th.iß⸗ 
regullrung und für die Stadt Szegedin aufzuneh⸗ 
mende Staatsanleihe ermächtigt den Finanzminiſter 
zur Emiſſion einer Lotterie-Anleihe von 40 Mill. 
Gulden, wovon 25 Mill. den Theißregullrungsge⸗ 
ſellſchaften und 15 Mill. dem Wiederaufbau der 
Stadt Szegedin zugewendet werden ſollen. Die An⸗ 
leihe iſt mit 4 pCt. in Papier zu verzinſen und in 
50 Jahren zu amortiſtren. Die Begebung erfolgt 
fuereffive bis zum Jahre 1882. 

London, 7. April In South-Norfolk find 
der Konſervative Buxton und der Liberale Gur⸗ 
don gewählt worden; die Liberalen haben dadurch 
einen weiteren Sitz gewonnen. Die Maforität, 
mit welcher Gurdon gewählt wurde, betrug nur eine 
Stimme. 5 2 

London, 7. April. Bei den heutigen Wahlen 
gewannen die Liberalen Sitze in den Grafſchaften 
Bedford, Berwick, Carnarvon, Eaſt⸗Derbyſhire, North 
Nottingham, Radnor und Ayr. 

Rom, 7. April. Die Deputirtenfammer hat 
die Wahl ihres Präſidenten auf nächſten Dienſtag 
feſtgeſetzt. Die von der Regierung für die Theil⸗ 
nahme Italiens au der Itſcherelausſtellung in Ber- 
lin beanſpruchte Summe iſt von der Kammer be⸗ 
willigt worden. 


Sofa, 7. April. Das neue Miniſterlum iR, 
wie es heißt, konſtitutet und ſoll folgendermaßen zu⸗ 
ſammengeſett fein: Zancoff Präſſdent und Auswär- 
tiges, Caraveloff Finanzen. Stopanoff Juſtig, Tiſcheff 
Inneres, Gaſelew Unterricht. 5 


— 


22 Höhere Knabenſchule =E 


in Verbindung mit 


m Fachſchule mE 


zur Vorbereitung für alle höheren Berufsarten u. ein!. 
Freiwill Eramen. Schulunterricht von 8—1 Uhr. 
Vierteljã öffentl. Prüfung, halbjährig öffentl 
größere Aufführungen. 1 

Proſpekte und nähere Auskunft ertheilen die Lehrer 
der Anſtalt: 


Herr 


rer Brandenburg, Ottoſchule, 
Lehrer Trettin, Mauerſtraße 4, 
5 rer Dams, König⸗Albertſträße 4, 
ſowie der Direktor 8. Lö wWinsohsz, Frauenſtraßt 
Nr. 53, Eingang Junkerſtraße. 


